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Im Sommersemester 2021 laden wir Sie 
herzlich zu digitalen Kölner wirtschaftspo-
litischen Dialogen ein, die über Zoom statt-
finden werden. Den ersten digitalen Dialog 
veranstalten wir am 15. Juni 2021 von 12:00 
bis 13:30 Uhr gemeinsam mit der Otto 
Wolff Stiftung, dem Exzellenzcluster 
ECONtribute und dem EWI der Universität 
zu Köln zum Thema „Strommarkt 3.0 – 
Welches Marktdesign für das Zieldrei-
eck?“. Prof. Dr. Marc Oliver Bettzüge, Di-
rektor des EWI, und Andreas Feicht, 
Staatssekretär im Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie, werden darüber 
diskutieren, wie der Strommarkt den Zie-
len der Wirtschaftlichkeit, Versorgungssi-
cherheit und Umweltverträglichkeit ge-
recht werden kann.  
Zur Anmeldung folgen Sie bitte folgendem 
Link:  https://iwp.uni-koeln.de/veranstal-
tungen/wirtschaftspolitischer-dialog/aktu-
elle-veranstaltungen 
 

 

Kölner Impulse 
zur Wirtschaftspolitik 

Nr. 3/2021 | 04. Mai 2021 

Aktuelles aus dem iwp 

 

In dieser Ausgabe  
…In dieser Ausgabe schaut Theresa 
Markefke auf das geplante Betriebsrätemo-
dernisierungsgesetz. Sie diskutiert die öko-
nomischen Argumente für und gegen eine 
effizienzsteigernde Wirkung von Betriebsrä-
ten sowie die Frage, ob eine staatliche Rege-
lung wohlfahrtssteigernde Effekte hat. Ein 
Blick in aktuelle Daten einer Umfrage unter 
Führungskräften legt nahe, dass Partizipa-
tion mit und ohne formale Institution der 
Mitbestimmung zur unternehmerischen Pra-
xis in deutschen Betrieben gehört. 
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Die betriebliche Mitbestimmung hat eine lange 
Tradition in Deutschland – im letzten Jahr feierte 
die Verabschiedung des ersten Betriebsrätege-
setzes ihr 100-jähriges Jubiläum – und gehört zu 
den wichtigsten Institutionen auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt. Neben den Gewerkschaften sind 
Betriebsräte zentrales Organ für den Interessen-
ausgleich zwischen Beschäftigten und Unterneh-
merinnen und Unternehmern, welches auch in-
ternational Anerkennung findet. Die Politik sieht 
die Mitbestimmung vielerlei Herausforderungen 
ausgesetzt und möchte diesen nun begegnen. 
Am 31. März hat die Bundesregierung einen Ent-
wurf zum „Betriebsrätemodernisierungsgesetz“ 
verabschiedet. Das Gesetz soll die Verbreitung 
von Betriebsräten sowie deren Arbeit in einer di-
gitalen Arbeitswelt fördern. Kernpunkte des Ent-
wurfs sind die erleichterte Einrichtung eines Be-
triebsrats, stärkere Kompetenzen der Betriebs-
räte bei der beruflichen Weiterbildung, Einfüh-
rung eines Mitbestimmungsrechts für Betriebs-
räte bei mobiler Arbeit sowie die explizite Einbin-
dung von Betriebsräten beim Einsatz von künstli-
cher Intelligenz.  
 
Der vorliegende Beitrag gibt zunächst einen 
Überblick über die vorgeschlagenen Maßnah-
men. Anschließend wird anhand der ökonomi-
schen Theorie zur Effizienz von betrieblicher Mit-
bestimmung die Notwendigkeit eines staatlichen 
Eingriffs diskutiert. Darauffolgend werden die 
empirischen Erkenntnisse zu den Wirkungen von 
Betriebsräten betrachtet. Hier steht die Reform 
von 2001 besonders im Fokus, da mit der Geset-
zesänderung vor 20 Jahren in weiten Teilen ähnli-
che Ziele verfolgt wurden wie mit dem aktuellen 

 
1 Gesetzesentwurf der Bundesregierung (2021). 

Gesetzesentwurf. Zuletzt wird ein Blick in eine ak-
tuelle Umfrage unter Managerinnen und Mana-
gern geworfen. Die Umfrage gewährt einen Ein-
blick in die Praktiken der Mitbestimmung in 
Deutschland. Reformrelevante Aspekte werden 
dabei näher beleuchtet. Ein Vergleich zwischen 
mitbestimmten Betrieben und nicht mitbestimm-
ten Betrieben zeigt, dass Partizipation in Betrie-
ben ohne formale Mitbestimmung nicht minder-
bedeutend ist, sich jedoch die Praktiken zwischen 
den beiden Gruppen unterscheiden. 
 

Der Gesetzesentwurf im Detail1   
 
Zwar haben derzeit nur 9 Prozent der betriebs-
ratsfähigen Betriebe in Westdeutschland und 10 
Prozent in Ostdeutschland einen Betriebsrat. 
Aber da diese vor allem bei größeren Betrieben 
stark verbreitet sind, werden damit circa 41 Pro-
zent der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
Westdeutschland sowie 36 Prozent in Ost-
deutschland von Betriebsräten vertreten. Die Re-
gierungsparteien bewerten dies als zu gering und 
möchten die Gründung und Wahl von Betriebsrä-
ten fördern, indem die Anwendung der verein-
fachten Wahlverfahren ausgeweitet wird und we-
niger Stützunterschriften für einen Wahlvor-
schlag notwendig sein sollen. Des Weiteren gebe 
es eine Häufung von Berichten über aktive Behin-
derungsversuche bei der Einrichtung eines Be-
triebsrats durch Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
ber. Vor diesem Hintergrund sollen nun Initiato-
ren auch schon im Vorfeld Kündigungsschutz ge-
nießen, und nicht erst mit der Einladung zur Wahl-
versammlung. 

Von Theresa Markefke 

Was bringt das  

Betriebsrätemodernisierungsgesetz? 
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Die Bundesregierung erwartet aufgrund der all-
gemeinen gesellschaftlichen Trends der Digitali-
sierung sowie des ökologischen und demografi-
schen Wandels eine steigende Bedeutung der 
Qualifizierung von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern, die einen Beitrag zur Fachkräftesiche-
rung leisten könne. Betriebsräte haben schon 
weitreichende Kompetenzen in diesem Bereich, 
welche noch weiter ausgebaut werden sollen, in-
dem nun die Möglichkeit geschaffen werden soll, 
die Einigungsstelle um Vermittlung anzurufen.  
 
Im Bereich der Digitalisierung wird der Künstli-
chen Intelligenz (KI) besondere Relevanz beige-
messen. Umwälzungen durch vermehrten Ein-
satz von KI sollen durch Betriebsräte begleitet 
werden, um eine positive Haltung der Mitarbeiter 
demgegenüber zu erreichen und KI erfolgreich in 
Betrieben anwenden zu können. Hierzu wird im 
Gesetzesentwurf klargestellt, dass die Rechte des 
Betriebsrats bei der Planung von Arbeitsverfah-
ren und -abläufen auch dann gelten, wenn der 
Einsatz von KI im Betrieb vorgesehen ist. Explizit 
deutlich gemacht wird dies in Bezug auf die Fest-
legung von Richtlinien zur Personalauswahl. Hier 
fänden die grundsätzlichen Rechte des Betriebs-
rats „auch dann Anwendung, wenn diese […] 
ausschließlich oder mit Unterstützung von KI er-
stellt werden“ (S. 2). Ferner sollen Betriebsräte 
leichter einen externen Sachverständigen hinzu-
ziehen können, wenn sie die Einführung oder An-
wendung von KI beurteilen müssen. Hierzu soll 
die Prüfung der Erforderlichkeit entfallen, so dass 
sich Betriebsräte und Arbeitgeberseite nur noch 
über die Person und Kosten einig werden müs-
sen. Diese Person soll dann auch als dauerhafter 
Sachverständiger zur Verfügung stehen. 
 
Der wachsenden Bedeutung von mobiler Arbeit 
soll ebenfalls Rechnung getragen werden. Zum 
einen ist ein neues Mitbestimmungsrecht der Be-
triebsräte in Bezug auf die Gestaltung mobilen Ar-
beitens der Beschäftigten vorgesehen. Zum an-
deren soll die Betriebsratsarbeit selbst über Vi-
deo- und Telefonkonferenzen ermöglicht wer-
den, was zurzeit nur für einen befristeten Zeit-
raum zugelassen wurde. 
 
Zusammenfassend sollen also sowohl die Verbrei-
tung der Betriebsräte positiv beeinflusst werden 

als auch deren Kompetenzen in bestimmten, als 
besonders wichtig erachteten Bereichen, ge-
stärkt werden.   
 
Ökonomische Theorie zur Effizienz von betriebli-
cher Mitbestimmung  
 
Aus Sicht der Regierung ist der in den letzten Jah-
ren beobachtbare Rückgang der Verbreitung von 
Betriebsräten ein Anlass zum Handeln. Betriebs-
räte nähmen wichtige Funktionen in den Betrie-
ben wahr, indem sie die Interessen der Beschäf-
tigten vertreten würden und eine demokratische 
Teilhabe an den sie betreffenden Entscheidungen 
der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers ermög-
lichten (Gesetzesentwurf, 2021). Auch aus ökono-
mischer Sicht gibt es Argumente für betriebliche 
Mitbestimmung, da mit ihr Effizienzgewinne ver-
bunden sein können. Diesen stehen Argumente 
gegenüber, die in die andere Richtung deuten. Ein 
staatlicher Eingriff kann sinnvoll sein, wenn sich 
betriebliche Mitbestimmung systematisch nicht 
einstellt, obwohl sich dadurch Effizienzgewinne 
ergeben würden. 
 
So wie die betriebliche Mitbestimmung selbst auf 
eine lange Tradition zurückblickt, so ist dies bei 
der Forschung zu ihren Wirkungen nicht weniger 
der Fall. Die ökonomische und soziologische Lite-
ratur hierzu ist sehr umfangreich und wird in di-
versen Überblicksartikeln zusammengefasst 
(siehe zum Beispiel Addison und Schnabel, 2004; 
Jirjahn und Smith, 2018 sowie Schnabel, 2020). 
Auch die internationale Forschung bezieht sich 
vor allem auf Deutschland, da Mitbestimmungs-
rechte hier am stärksten ausgeprägt sind  
(Schnabel, 2020). Obwohl die theoretischen Ar-
gumente bereits in den 1980er und 1990er Jahren 
diskutiert wurden, geben neuere Forschungsar-
beiten, die auf neueren, besseren Datenquellen 
beruhen, stets neue Erkenntnisse. In diesem Ab-
schnitt werden zunächst die zwei wichtigsten 
theoretischen Argumente für und gegen eine ef-
fizienzsteigernde Wirkung von betrieblicher Mit-
bestimmung erörtert. 
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Argumente für eine effizienzsteigernde Wirkung 
von Betriebsräten 
 
Ein Argument für die effizienzsteigernde Wirkung 
ist das der kollektiven Stimme: Betriebsräte ag-
gregieren die Präferenzen der Belegschaft und 
kommunizieren diese dem Management. Falls es 
relativ homogene Präferenzen unter den Be-
schäftigen gibt, kann die Unternehmensführung 
durch die so gewonnene Intervention präferenz-
gerechtere Vergütungs- und Personaleinsatzme-
thoden verwenden und Kündigungen verhindern. 
Ohne eine solche vermittelnde Institution wäre 
die individuelle Aussprache über die Unzufrieden-
heit ein Kollektivgut, da auch diejenigen Beschäf-
tigten davon profitieren würden, die sich nicht an 
den Kosten beteiligen. Je nach Höhe der individu-
ell zu schulternden Kosten, kann es für den Einzel-
nen rational sein, bei Unzufriedenheit zu kündi-
gen, wodurch aber gegebenenfalls wichtige be-
triebsspezifische Kenntnisse verloren gehen 
(Jirjahn und Smith, 2018). Somit bleiben die Inef-
fizienzen im Betrieb bestehen. Eine Reaktion auf 
(kollektiv) geäußerte Vorschläge dahingegen 
könnte die Arbeitsmoral heben, Fluktuationen 
verringern und sich positiv auf die Produktivität 
auswirken (Schnabel, 2020). Ob es dazu eine for-
male Institution mit festgeschriebenen Rechten 
benötigt, hängt dabei von der Qualität der Unter-
nehmensführung ab. FitzRoy und Kraft (1987) un-
terscheiden deshalb zwischen kompetenten und 
inkompetenten Managern. Während kompe-
tente Manager auch ohne Betriebsräte effektive 
Kommunikations- und Partizipationsstrukturen 
etablierten, würden inkompetente Manager 
durch Mitarbeiterbeteiligung zum Dialog ge-
zwungen und zu effizienteren Entscheidungen 
gedrängt. Formale Mitbestimmung hat nur in 
letzterem Fall eine effizienzsteigernde Wirkung. 
 
Ein weiteres Argument liegt darin begründet, 
dass Arbeitsverträge typischerweise unvollstän-
dig sind, das heißt, nicht alle arbeitsrelevanten As-
pekte sind im Vertrag explizit niedergeschrieben. 
So könnte eine Arbeitgeberin oder ein Arbeitge-
ber den implizit darüber hinaus geschlossenen 
Vertrag brechen und Versprechungen bezüglich 
Arbeitsbedingungen oder Aufstiegschancen 
nicht einhalten. Die theoretisch rationale Konse-
quenz aus diesem potenziell opportunistischen 

Verhalten ist, dass Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer nicht ihre volle Leistung zeigen und 
Informationen über Verbesserungspotenzial zu-
rückhalten, wenn für sie nicht absehbar ist, ob 
sich die Unternehmensführung an die Verspre-
chungen hält. Die Unsicherheit darüber, ob höhe-
rer Einsatz tatsächlich belohnt wird, könnte also 
dazu führen, dass man ihn gar nicht erst zeigt. 
Dies schadet sowohl dem Betrieb als auch den Be-
schäftigten, wenn sie deswegen geringere Löhne 
erhalten. Eine Institution der Mitbestimmung, die 
sich für die Interessen der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter einsetzt, kann helfen, dieses Verbind-
lichkeitsproblem zu überwinden (Jirjahn und 
Smith, 2018; Schnabel, 2020). 
 
Beide Argumente zeigen, dass es im Interesse der 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie der Be-
schäftigten sein kann, einen Betriebsrat einzu-
richten. Warum sich diese Institution möglicher-
weise nicht ohne staatlichen Eingriff bildet, wird 
an späterer Stelle diskutiert. Zunächst wird vor 
dem Hintergrund des geplanten Gesetzes auf den 
Zusammenhang von Mitbestimmung und be-
trieblicher Weiterbildung geschaut.  
 
Warum Betriebsräte mehr betriebliche Weiterbil-
dung ermöglichen 
 
Aus ökonomischer Sicht sollte immer dann in Wei-
terbildung investiert werden, wenn die Erträge 
die entstehenden Kosten übersteigen. Bildung 
wird in der theoretischen Betrachtung als Investi-
tion in Humankapital modelliert. Hierbei ist die 
Unterscheidung zwischen Weiterbildung zur Aus-
weitung von allgemeinem und von betriebsspezi-
fischem Humankapital relevant. 
 
Im Fall von betriebsspezifischer Weiterbildung 
kann eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer 
durch die Investition keinen höheren Lohn außer-
halb des Unternehmens erreichen. Die Arbeitge-
berin oder der Arbeitgeber haben einen Anreiz, in 
Weiterbildung zu investieren, wenn die Kosten 
geringer sind als die erwartete Produktivitätsstei-
gerung. Selbst wenn das Unternehmen die mone-
tären Kosten für die Weiterbildung übernimmt, 
haben die Beschäftigten die möglichen nicht-mo-
netären Kosten wie Stress, Angst vor Versagen 
oder Angst vorm Lernen zu tragen (Bellmann et 
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al., 2019). Die Arbeitgeberseite ist also auch hier 
auf die Kooperationsbereitschaft der Beschäftig-
ten angewiesen, um die vollen Erträge von Wei-
terbildung ausschöpfen zu können.  
 
Betriebliche Mitbestimmung kann Humankapi-
talinvestitionen für beide Seiten lohnender ma-
chen. Dies liegt zum einen daran, dass Betriebs-
räte interne Arbeitsmärkte fördern, das heißt die 
Arbeitsbeziehungen sind von längerer Dauer. 
Zum anderen gilt auch in diesem Kontext, dass 
Betriebsräte das opportunistische Verhalten von 
Managerinnen und Managern eindämmen kön-
nen. Das heißt, sie können sich dafür einsetzen, 
dass sich Weiterbildung auch in höheren Löhnen 
widerspiegelt oder in einer Beförderung. Dies er-
höht die Bereitschaft der Beschäftigten, in Hu-
mankapitalausstattung zu investieren. Auch für 
das Unternehmen ist eine längere Arbeitsbezie-
hung von Vorteil, da diese die Grundlage für 
Amortisation der Investitionen ist (Bellmann und 
Ellguth, 2006).   
 
Für den Fall allgemeiner Weiterbildungsaktivitä-
ten gibt es ebenfalls Argumente, warum Mitbe-
stimmung diese positiv beeinflussen kann. Grund-
sätzlich besagt die Humankapitaltheorie, dass in 
einem kompetitiven Markt jegliche Kosten für all-
gemeine Weiterbildung von den Beschäftigten 
getragen werden, da diese transferierbar sind 
und den Lohn auch bei einer alternativen Anstel-
lung erhöhen. Weicht man dahingegen vom Mo-
del des vollständigen Wettbewerbs ab, lässt sich 
eine positive Wirkung von Betriebsräten auch auf 
allgemeine Weiterbildung plausibilisieren. Das Ar-
gument geht auf eine Theorie von Acemoglu und 
Pischke (1999) zurück, die zeigen, dass bei Vorlie-
gen von zwei Marktimperfektionen die Investi-
tion in die allgemeinen Fähigkeiten der Beschäf-
tigten für Betriebe lohnend sein kann. Dies ist der 
Fall, wenn in einem Markt sowohl Lohnkompres-
sion als auch Kosten des Arbeitsplatzwechsels 
vorherrschen. Dann können Hochqualifizierte un-
terhalb ihrer Grenzproduktivität entlohnt wer-
den, sind aber durch die Wechselkosten stärker 
an die Firma gebunden als im kompetitiven Fall. 
Wenn die Produktivitätssteigerung durch Weiter-
bildung dann größer ist als der Lohnzuwachs, der 
nötig wird, um einen Wechsel zu verhindern, ha-

ben Betriebe einen Anreiz, diese Investition zu tä-
tigen. Empirisch ist zu beobachten, dass mitbe-
stimmte Betriebe dazu tendieren, eine größere 
Lohngleichheit herbeizuführen (Levine, 1995; 
Schnabel, 2020). Durch die Förderung von inter-
nen Arbeitsmärkten erhöhen sie zudem die Bin-
dung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern an den Betrieb und erhöhen damit auch die 
Wechselkosten. Empirisch sind Betriebsräte also 
positiv mit den zwei Marktimperfektionen korre-
liert, die eine Investition in die allgemeine Weiter-
bildung lohnend machen. Dies ist ein theoreti-
scher Erklärungsansatz für die positive Wirkung 
von Betriebsräten auf allgemeine Weiterbildung. 
 
Beiderseitig lohnende Weiterbildungsaktivitäten 
können also durch Betriebsräte begünstigt wer-
den, da sie langlebige Beschäftigungsbeziehun-
gen fördern sowie mehr Lohngleichheit und hö-
here Wechselkosten bewirken. 
 
Argumente gegen eine effizienzsteigernde Wir-
kung von Betriebsräten 
 
Gegen die Erwartung einer effizienzsteigernden 
Wirkung von betrieblicher Mitbestimmung wirkt 
die Verteuerung des Faktors Arbeit. Betriebsräte 
haben vielfältige Konsultations- und Mitbestim-
mungsrechte, welche das Management bei seiner 
Entscheidungsfindung berücksichtigen muss. Die 
dem Betriebsrat gewährten Informationen und 
Rechte ermöglichen es, profitmaximierende Ent-
scheidungen zu verzögern und zu verändern 
(Freeman und Lazear, 1995). Diese Macht der Ar-
beitnehmervertretung kann nicht nur dazu ge-
nutzt werden, den gemeinsamen Überschuss zu 
vergrößern, sondern auch dazu, diesen zuguns-
ten der Beschäftigten umzuverteilen (Schnabel, 
2020). Dadurch könnte sich das grundsätzlich be-
stehende Hold-up Problem verschärfen. Ein Hold-
up Problem entsteht, wenn Unternehmenseigner 
für eine gewinnbringende Investition in das Un-
ternehmen auf die Kooperation der Beschäftig-
ten angewiesen sind. Die Beschäftigten haben 
dann einen Anreiz, sich nach getätigter Investi-
tion opportunistisch zu verhalten und höhere 
Löhne zu fordern. Die Antizipation dieses Verhal-
tens kann wiederum dazu führen, dass ineffizient 
wenig investiert wird (Grout, 1984; Franz, 2005). 
Diese möglichen Verteilungskonflikte können 
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noch verschärft werden, wenn Unternehmensei-
gentümer und Manager divergierende Interessen 
haben. Manager haben geringere diskretionäre 
Macht in mitbestimmten Unternehmen und 
könnten daher einen Anreiz haben, Partizipati-
onsrechte abzulehnen (Jirjahn und Smith, 2018). 
Die Tatsache, dass Löhne in Deutschland nicht 
vom Betriebsrat ausgehandelt werden, sondern 
auf der industrieweiten oder sogar regionalen 
Ebene verhandelt werden, ermöglicht eine teil-
weise Entkopplung von Produktions- und Vertei-
lungsfragen (Addison et al., 2004).  
 
Es gibt also Argumente sowohl für als auch gegen 
die effizienzsteigernde Wirkung von Mitbestim-
mung. So resümiert Schnabel (2020), dass die 
Wirkung von Betriebsräten theoretisch offen ist, 
jedoch einzelne erwartete Wirkungszusammen-
hänge wie zum Beispiel eine potenziell geringere 
Investitionsbereitschaft empirisch überprüft wer-
den können.  
 
Warum könnte ein staatlicher Eingriff gerechtfer-
tigt sein?  
 
Wenn es so wäre, dass der Nutzen der Mitbestim-
mung dessen Kosten übersteigt, würden Unter-
nehmen freiwillig Betriebsräte einrichten, um ei-
nen wettbewerblichen Vorteil am Markt zu ha-
ben. Es bräuchte also keine gesetzlichen Regelun-
gen (Jensen und Meckling, 1979). Tatsächlich gibt 
es Argumente, warum betriebliche Mitbestim-
mung ohne staatlichen Eingriff nicht zustande 
kommt, obwohl sie im Interesse aller Beteiligten 
wäre.  
 
In ihrer wegweisenden Arbeit von 1995 zeigen 
Freeman und Lazear in einem theoretischen Mo-
dell, dass die gegenläufigen Interessen von Ar-
beitnehmerseite und Management dazu führen, 
dass in den Verhandlungen über die Ausgestal-
tung der Partizipationsrechte nicht das sozial op-
timale Niveau von Mitbestimmung gewählt wird. 
Unternehmerinnen und Unternehmer möchten 
zwar vom höheren Überschuss profitieren, aber 
die Umverteilung zugunsten der Beschäftigten 
möglichst geringhalten. Die Beschäftigten ihrer-
seits fordern ein Maß an Mitbestimmung, wel-
ches oberhalb des sozialen Optimums liegt und 

ihren Anteil am Gewinn maximiert. Eine gesetzli-
che Regelung kann eine effizientere Lösung her-
beiführen. Voraussetzung hierfür ist, dass der Ge-
setzgeber das gesamtwirtschaftlich effiziente Ni-
veau an Mitbestimmung kennt und die Rechte 
entsprechend ausgestalten kann. Ob das in der 
Realität der Fall ist, ist eine offene Frage, wie auch 
die Autoren anmerken. 
 
Ein weiteres Argument sind prohibitiv hohe 
Transaktionskosten der Einrichtung eines Be-
triebsrats. Die Verhandlungen über die Ausgestal-
tung der Mitbestimmungsrechte können für das 
einzelne Unternehmen so aufwendig und teuer 
sein, dass sich die Einrichtung nicht lohnt. Eine ge-
setzliche Regelung, die für alle Betriebe die glei-
chen Mitbestimmungsregeln festlegt, senkt diese 
Kosten (Schnabel 2020, Jirjahn und Smith, 2018). 
 
Unabhängig von der potenziell effizienzsteigern-
den Wirkung von Betriebsräten kann eine höhere 
Verbreitung aus staatlicher Sicht befürwortet 
werden, weil man einen Wert in der Interessen-
vertretung an sich sieht. So sieht auch die Bundes-
regierung in Betriebsräten eine Möglichkeit der 
demokratischen Teilhabe (Gesetzesentwurf, 
2021). 
 
Empirische Erkenntnisse zu den Wirkungen von 
betrieblicher Mitbestimmung in Deutschland  
 
Laut Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) be-
steht in Deutschland das Recht auf die Errichtung 
eines Betriebsrats, wenn ein Unternehmen min-
destens 5 Mitarbeitende hat. Die Errichtung muss 
jedoch von den Beschäftigten initiiert werden. 
Die Anzahl der Mitglieder, die von der Arbeitge-
berin oder vom Arbeitgeber für die Betriebsrats-
arbeit freigestellt werden müssen, sowie deren 
Rechte steigen mit der Größe des Unternehmens. 
Mit den zunehmenden Einflussmöglichkeiten 
steigt auch die Wahrscheinlichkeit der Errichtung 
eines Betriebsrats (Addison et al., 2004). Das spie-
gelt sich auch in der Verbreitung von Betriebsrä-
ten nach Unternehmensgröße wider (siehe Ta-
belle 1). Während betriebliche Mitbestimmung in 
kleinen und mittleren Betrieben eher die Aus-
nahme ist, sind nahezu alle Beschäftigten in ei-
nem Betrieb mit mindestens 500 Mitarbeitenden 
durch einen Betriebsrat vertreten. 
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Die empirische Literatur zu den Wirkungen von 
betrieblicher Mitbestimmung auf firmenspezifi-
sche Resultate ist sehr umfangreich und wird hier 
nur kurz zusammengefasst. Die Ausführungen 
beziehen sich überwiegend auf Schnabel (2020) 
sowie Jirjahn und Smith (2018). Insgesamt deuten 
die Ergebnisse auf neutrale oder positive Wirkun-
gen hin. So weisen mitbestimmte Betriebe eine 
höhere Produktivität auf, welche sich manchmal 
erst im Laufe der Zeit realisiert. Auch Löhne sind 
höher als in vergleichbaren Betrieben ohne Mit-
bestimmung. Es gibt also Hinweise auf einen Um-
verteilungseffekt. Dieser scheint jedoch weniger 
stark ausgeprägt als der Produktivitätseffekt, so 
dass die Profitabilität insgesamt positiv beein-
flusst wird. Hier kommt es allerdings auf das ge-
wählte Produktivitätsmaß an.  
 
In Bezug auf Weiterbildung bestätigt sich die the-
oretisch erwartete positive Beziehung zum Vor-
handensein eines Betriebsrats ebenfalls. Betriebe 
mit partizipativen Strukturen sind mit häufigeren 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen assoziiert, 
wobei die Kosten dafür häufiger vom Unterneh-
men übernommen sowie Mitarbeitende dafür 
freigestellt werden (siehe zum Beispiel Gerlach 
und Smith, 2001 und Stegmaier, 2012).  
 
Die Befürchtung, Investitionen könnten zurück-
gehalten werden, lässt sich empirisch nicht bestä-
tigen. Eine geringere Beschäftigungsfluktuation 
durch weniger Einstellungen wie auch Entlassun-
gen und die Förderung von internen Arbeitsmärk-
ten hingegen sind zu beobachten.  
 
Nicht eindeutig sind die Ergebnisse in Bezug auf 
die Beschäftigungsentwicklung und Schließungs-
wahrscheinlichkeit. Betriebsräte werden öfter er-
richtet, wenn es dem Betrieb schlecht geht, was 
zu einer Verzerrung der gemessenen Effekte füh-

ren kann. Studien, die sich diesem Problem an-
nehmen, kommen zu unterschiedlichen Ergebnis-
sen. Mehrere Autoren betonen, dass die positi-
ven Effekte von Betriebsräten von der ökonomi-
schen Situation der Unternehmen sowie der Ko-
operationsbereitschaft der Manager abhängen 
und sich zum Teil erst im Laufe der Zeit realisie-
ren. Auch sind die Kosten einer formalen Institu-
tion der betrieblichen Mitbestimmung für klei-
nere Betriebe höher und informelle Lösungen 
eine bessere Option (Addison et al., 2004). 
 
In Bezug auf die anstehende Reform ist ein Blick 
auf die letzte Reform vor 20 Jahren aufschluss-
reich. Mit der Reform von 2001 wurden sehr ähn-
liche Ziele verfolgt wie mit dem aktuellen Geset-
zesentwurf: die Errichtung von Betriebsräten 
sollte durch Absenkung der formalen Anforde-
rungen an die Wahl erleichtert werden, ihr Ein-
fluss durch die Anhebung der Anzahl der Mitglie-
der erweitert werden sowie ihre Kompetenzen in 
bestimmten Bereichen gestärkt werden. Unter 
anderem wurden den Betriebsräten Initiations- 
und Mitbestimmungsrechte bei der betrieblichen 
Weiterbildung eingeräumt, um die Interessen 
derjenigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
stärken, deren Fähigkeiten drohen, überflüssig zu 
werden (Siehe Addison et al., 2004 für eine aus-
führliche Beschreibung). In einer empirischen 
Studie zu den Auswirkungen der Reform können 
Bellmann und Ellguth (2006) weder einen signifi-
kanten Einfluss der Reform auf die Verbreitung 
von Betriebsräten noch auf die Weiterbildungs-
beteiligung der Beschäftigten feststellen. Vor 
dem Hintergrund dieser empirischen Erkennt-
nisse zeigen sich einige Autoren skeptisch gegen-
über den geplanten Neuerungen. So weisen Le-
sch, 2020 und Schnabel, 2020, daraufhin dass es 
neben der formal institutionalisierten Form von 
Partizipation auch flexiblere Instrumente gebe, 
die bei Bedarf von Arbeitgeberinnen und Arbeit-
gebern und Beschäftigten gemeinsam eingerich-
tet werden. 
 
Im internationalen Vergleich werden die Mitbe-
stimmungsrechte von Betriebsräten in Deutsch-
land als hoch angesehen. Speziell im Bereich Bil-
dung sind die Kompetenzen schon weit ausge-
prägt. Es ist daher fraglich, ob es einer weiteren 
gesetzgeberischen Anpassung bedarf, um wie 
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beabsichtigt die Qualifikationen der Beschäftig-
ten zu sichern. In einer Studie untersuchen Erol et 
al. (2021) die Aktivitäten von Betriebsräten im Be-
reich betrieblicher Weiterbildung mittels einer re-
präsentativen Umfrage unter Betriebsräten. Sie 
stellen fest, dass Weiterbildung ein wichtiger Be-
standteil der Betriebsratsarbeit ist, die Rechte je-
doch häufig nicht voll ausgeschöpft werden. Zum 
Beispiel werden weniger oft neue Maßnahmen 
eingebracht als Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer für eine bestehende Maßnahme vorge-
schlagen.  Betriebsräte reagieren also eher auf 
das Angebot, anstatt es weiterzuentwickeln. Das 
Autorenteam plausibilisiert dies mit der hohen 
Komplexität des Themas. In der Tat engagieren 
sich Betriebsräte häufiger im Bereich Bildung, 
wenn sie selbst besser ausgebildet sind. Betriebs-
räte mit der nötigen Expertise auszustatten, da-
mit sie kompetent mitbestimmen können, 
scheint sich auszuzahlen.  
 
Die Studie von Erol et al. (2021) gibt vor allem die 
Sicht der Arbeitnehmervertretungen innerhalb 
von mitbestimmten Betrieben wieder. Wie aber 
sieht es in Betrieben aus, in denen keine formale 
Institution der Mitbestimmung existiert? Ein Blick 
in aktuelle Daten gibt hier Anhaltspunkte. 
 
Mitbestimmung in Betrieben in Deutschland aus 
Managementperspektive   
 
Die Europäische Unternehmenserhebung ist eine 
regelmäßige repräsentative Umfrage von Füh-
rungskräften und Arbeitnehmervertreterinnen 
und -vertretern in Betrieben in Europa, die zuletzt 
2019 durchgeführt wurde. Ein Fokus der Befra-
gung ist die Arbeitnehmerbeteiligung, daher wer-
den vielfältige Fragen rund um die Partizipation 
von Mitarbeitenden gestellt. Dies ermöglicht ei-
nen Einblick in die Praxis der Mitbestimmung in 
Betrieben in Deutschland: Welche Methoden der 
Beteiligung werden eingesetzt? Wie oft werden 

 
2  Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern der Arbeitnehmerseite sind leider nur in den Betrieben durchgeführt 

worden, in denen es eine formale Institution der Mitbestimmung gibt. Ein Vergleich der Antworten von Beschäftigten 

in mitbestimmten und nicht mitbestimmten Betrieben ist daher nicht möglich. 
3  Auswertungen auf Anfrage bei der Autorin erhältlich. 

Entscheidungen des Managements durch Be-
schäftigte beeinflusst? Gibt es unterschiedliche 
Weiterbildungsstrategien? 
 
Die folgenden Ergebnisse beziehen sich auf die 
Antworten von Führungskräften in Unternehmen 
in Deutschland 2019. Diese sind subjektiv und kön-
nen von der Einschätzung der Beschäftigten ab-

weichen.2 Nichtsdestoweniger geben sie interes-
sante Einschätzungen zu Aspekten, die mit den 
Zielen der geplanten Reform unmittelbar zusam-
menhängen. Bei der Auswertung werden Stich-
probengewichte genutzt, um für Stichprobenaus-
wahl und Nicht-Antwort zu korrigieren.  
 
Die geringe Verbreitung von formaler Mitbestim-
mung zeigt sich auch in diesen Daten: weniger als 
10% der befragten Unternehmen haben einen Be-
triebsrat, in weiteren wenigen Betrieben gibt es 
einen Vertrauenskörper, der die offizielle Vertre-
tung der Gewerkschaft im Betrieb ist, oder die 
Kombination aus diesen Institutionen. Ein Ver-
gleich der Charakteristika mit und ohne Betriebs-
rat bestätigt zudem bekannte Korrelationen: mit-
bestimmte Betriebe sind in der Regel größer, re-
lativ häufiger in der Produktion als im Dienstleis-
tungssektor zu finden, haben einen höheren An-
teil an unbefristeten sowie in Vollzeit tätigen Be-

schäftigten.3   
 
Praktiken der Mitarbeiterbeteiligung und deren 
Bewertung  
 
Abbildung 1 zeigt, wie sich die Nutzung verschie-
dener Praktiken der Mitarbeiterbeteiligung zwi-
schen den Unternehmen mit und ohne Betriebs-
rat unterscheidet. Während es in der Hälfte der 
mitbestimmten Betriebe regelmäßige Treffen mit 
Beschäftigten sowie Informationsverbreitung 
über Newsletter, die Firmenwebsite, E-Mails oder 
Aushänge gibt, ist dies bei nicht mitbestimmten 
Betrieben nur bei der Minderheit der Fall. Dafür 
ist der Anteil der Unternehmen, in denen es regel-
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mäßige Treffen zwischen Beschäftigten und di-
rekten Vorgesetzten gibt, dort etwas höher. Dis-
kussionen über soziale Medien sind in allen Be-
trieben eine selten genutzte Praktik.  
 

 
 
In beiden Gruppen von Betrieben gibt es nur we-
nige Managerinnen und Manager, die eine große 
Verzögerung von Änderungen durch Mitarbeiter-
beteiligung feststellen. Moderate oder geringfü-
gige Verzögerungen kommen häufiger in Unter-
nehmen mit Betriebsrat vor. Interessanterweise 
ist der Anteil der Führungspersonen, die ange-
ben, dass Partizipation einen großen oder mode-
raten kompetitiven Vorteil schafft, höher in nicht 
mitbestimmten Firmen (siehe Abbildung 2). Das 
deutet daraufhin, dass Mitarbeiterpartizipation 
von Arbeitgeberseite grundsätzlich geschätzt 
wird, dass sich jedoch die Praktiken unterschei-
den, je nachdem ob es eine formale Partizipati-
onsstruktur gibt oder nicht.   
 

 

Tatsächlich ist der Einfluss von Mitarbeitenden in 
nicht mitbestimmen Betrieben auf Managemen-
tentscheidungen aus Sicht der Manager nicht ge-
ringer als der Einfluss der Arbeitnehmervertre-
tung in Unternehmen mit Betriebsräten, die The-
menbereiche unterscheiden sich jedoch (siehe 
Abbildung 3). Die Organisation des Arbeitspro-
zesses wird deutlich öfter in Firmen ohne Be-
triebsrat durch Beschäftigte beeinflusst. Kündi-
gungsentscheidungen werden in der Mehrheit 
dieser Betriebe ohne Beteiligung der Mitarbeiten-
den getroffen, während der Einfluss von Betriebs-
räten in mitbestimmten Betrieben eindeutig grö-
ßer ist. Arbeitszeitmodelle werden in beiden 
Gruppen ungefähr gleich stark von Beschäftigten 
mit ausgestaltet. Im Bereich Fort- und Weiterbil-
dung gibt es deutliche Unterschiede. Der Anteil 
an Firmen, in denen nach Einschätzung der Füh-
rungskräfte Mitarbeitende einen großen oder 
moderaten Einfluss haben, ist hier mit 56% in der 
Gruppe ohne Betriebsräte deutlich größer als in 
der mit Betriebsräten in Höhe von 35%. Dies ist vor 
dem Hintergrund der theoretischen und empiri-
schen Erkenntnisse überraschend. Eine nähere 
Betrachtung der Ausgestaltung von Weiterbil-
dung hilft, den Widerspruch ein Stück weit aufzu-
lösen.  
 

 
 
Weiterbildung 
 
Die Managerinnen und Manager wurden unter 
anderem nach den Gründen für die Bereitstellung 
von betrieblicher Weiterbildung gefragt. Die Ge-
wichtung der verschiedenen Motivationen ist 
über die beiden Gruppen von Betrieben sehr ähn-
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lich, wie Abbildung 4 verdeutlicht. Die Fähigkei-
ten der Beschäftigten aufrecht zu erhalten, so 
dass sie ihre aktuelle Tätigkeit ausführen können, 
ist mit Abstand der wichtigste Grund für Betriebe, 
in die Weiterbildung ihrer Beschäftigten zu inves-
tieren. Aber auch die Förderung eines flexibleren 
Einsatzes von Personal und individuelle Aufstiegs-
möglichkeiten sowie die Motivation der Mitarbei-
tenden sind großen Teilen der Führungskräfte 
sehr wichtig oder wichtig. Durch Weiterbildung 
Beschäftigte dazu zu befähigen, Verbesserungen 
im Unternehmen herbeizuführen, ist in nicht mit-
bestimmten Unternehmen nicht minder wichtig 
als in solchen mit einer Arbeitnehmervertretung, 
wird dort sogar als etwas wichtiger angesehen. 
Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass auch Fir-
men ohne Betriebsrat die Investition in die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer als wichtigen 
Faktor für den betrieblichen Erfolg ansehen. Die 
Abwesenheit von formalen partizipativen Struk-
turen bedeutet nicht, dass keine Weiterbildung 
stattfindet. 
 

 
 
Die gewählten Methoden zur Weiterbildung un-
terscheiden sich dahingegen durchaus, wie Abbil-
dung 5 sehr deutlich erkennen lässt: In Betrieben 
ohne Arbeitnehmervertretung wird das Lernen 
von erfahreneren Kolleginnen und Kollegen so-
wie das Praxislernen als deutlich wichtiger ange-
sehen als formale Weiterbildung. Das kann natür-
lich zu einem Unterschied in der messbaren Wei-
terbildungsaktivität zwischen den beiden Grup-
pen führen, da die ersten beiden informellen For-
men schwieriger zu erfassen sind. 

 
 
Einsatz von Technologie  
 
Der Trend zur Digitalisierung spielt für die aktu-
elle Gesetzesinitiative eine bedeutende Rolle. Die 
Daten zeigen eine Korrelation zwischen Techno-
logieeinsatz und der Existenz eines Betriebsrats. 
Technologieeinsatz wird mit den in Tabelle 2 ge-
zeigten Charakteristika approximiert. In allen drei 
Kategorien ist der Anteil der Firmen, die moderne 
Technologie einsetzen größer in der Gruppe der 
mitbestimmten Unternehmen. Beides, die Exis-
tenz eines Betriebsrats als auch der Einsatz von 
Technologie ist positiv mit der Unternehmens-
größe korreliert. Eine Aussage über die Kausalität 
darüber hinaus lässt sich nicht ableiten.   
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Erkenntnisse aus der Unternehmensbefragung 
 
Die Mehrheit der befragten Managerinnen und 
Manager bewertet Mitarbeiterpartizipation als 
vorteilhaft – unabhängig davon, ob es einen Be-
triebsrat gibt oder nicht. So haben Beschäftigte 
auch in Betrieben ohne formale Mitbestimmung 
ein Einfluss auf die Entscheidungen des Manage-
ments. Die gewählten Formen der Partizipation 
unterscheiden sich jedoch zwischen den beiden 
Gruppen von Betrieben. Dies zeigt sich auch in Be-
zug auf Weiterbildungsaktivitäten. Während in 
Unternehmen mit Betriebsrat mehr formale Wei-
terbildung stattfindet, ist das Lernen von erfahre-
neren Kolleginnen und Kollegen sowie das Praxis-
lernen in nicht mitbestimmten Unternehmen 
deutlich mehr verbreitet. Da die hier präsentierte 
Sicht die Managementperspektive widerspiegelt, 
wäre es sehr interessant, diese mit der Sicht der 
Beschäftigten abzugleichen. Hier besteht Poten-
zial für weitere Forschung.  
 
Fazit 
 
Der Gesetzesentwurf zur Stärkung von Betriebs-
räten gibt Anlass dazu, die ökonomischen Argu-
mente für eine staatliche Regelung von Partizipa-
tionsrechten zu reflektieren. Hierzu wurde zu-
nächst dargestellt, dass theoretisch sowohl effizi-
enzsteigernde als auch mindernde Effekte von 
Mitbestimmung ausgehen können. Trotz der po-
tenziellen Vorteilhaftigkeit von Mitbestimmung 
kann das gesamtwirtschaftlich effiziente Niveau 
von Mitbestimmung verfehlt werden. Eine ge-
setzliche Regelung kann hier wohlfahrtsstei-
gernd wirken, wenn der Staat die Partizipations-
rechte so definiert, dass das damit das effiziente 
Niveau erreicht wird.  
 
Die Partizipationsrechte von Betriebsräten in 
Deutschland sind im internationalen Vergleich 
sehr ausgeprägt. Auch sind die in empirischen 
Studien gemessenen Wirkungen dieser Institu-
tion auf verschiedene firmenspezifische Größen 
neutral oder positiv. Trotzdem geht die Verbrei-
tung von Betriebsräten zurück. Dieser Trend soll 
mit dem Betriebsrätemodernisierungsgesetz um-
gekehrt werden. Ein Blick in die Literatur legt 
nahe, dass die geplante Reform – wie auch schon 
ihr Vorgänger vor 20 Jahren – wenig zielführend 

sein wird. Dort, wo die Vorteile einer formalen In-
stitution der Mitbestimmung aufgrund der Größe 
der vertretenen Belegschaft größer sind, sind 
diese gut etabliert. In kleineren Betrieben, für die 
die Einrichtung eines Betriebsrats durch das Ge-
setz erleichtert werden soll, werden häufig an-
dere Formen der Mitbestimmung praktiziert. Dies 
zeigt auch die Auswertung neuerer Daten der Eu-
ropäischen Unternehmensbefragung. Führungs-
kräfte in Betrieben ohne formale Institution der 
Partizipation wissen den Beitrag der Beschäftig-
ten zu schätzen und möchten sie mit den Fähig-
keiten ausstatten, die sie in einer sich wandeln-
den Arbeitswelt benötigen. Sie setzen dabei aber 
mehr auf informelle Formen der Weiterbildung 
als auf formales Training. Es muss also nicht be-
fürchtet werden, dass durch den Rückgang der 
Betriebsräte nicht mehr in die Qualifikation von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern inves-
tiert wird.  
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